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Klimaschutz in der Krise:
Bundesregierung muss Prioritäten neu

setzen
Entdecken Sie, warum die aktuellen Kürzungen im

Klimaschutz für Deutschland und Europa inakzeptabel sind.
Erfahren Sie, wie die Bundesregierung die falschen

Prioritäten setzt und welche Lösungen der Bundesverband
Nachhaltige Wirtschaft (BNW) fordert, um

Zukunftsinvestitionen zu sichern. Jetzt lesen!

Investitionen in die Zukunft: Warum der
Haushalt klimafreundlicher gestaltet



werden muss

Die neueste Diskussion über den Bundeshaushalt zeigt, wie
wichtig es ist, die finanziellen Mittel gezielt in nachhaltige und
zukunftsträchtige Projekte zu investieren. Die aktuellen
Planungen, die Rückschritte im Klimaschutz bedeuten könnten,
wecken Bedenken, nicht nur bezüglich der deutschen Klimaziele,
sondern auch hinsichtlich der langfristigen Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Wirtschaft.

Dr. Katharina Reuter, Geschäftsführerin des Bundesverbands
Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW), äußerte sich besorgt über die
geplanten Kürzungen in Bereichen, die wesentliche
Klimaschutzmaßnahmen unterstützen sollten, wie das
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit (BMUV). Diese Organisationen spielen eine
Schlüsselrolle bei der Förderung von Technologien, die für eine
nachhaltige Zukunft unerlässlich sind.

Die Grundsatzdebatte dreht sich um die „globale
Minderausgabe“. Dieses finanzpolitische Konzept könnte, wenn
es falsch angewendet wird, das Gegenteil von dem bewirken,
was nötig ist: die Schaffung stabiler wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen durch gezielte Investitionen. Stattdessen
wird die Gefahr einer kurzsichtigen Sparpolitik thematisiert, die
auf Kosten innovationsfördernder Maßnahmen geht. Es ist von
großer Bedeutung, dass die Bundesregierung die richtigen
Signale sendet und sich von klimaschädlichen Subventionen –
wie denen für petrochemische Produkte – trennt.

Besonders in Hinblick auf die bevorstehenden
Herausforderungen ist es entscheidend, dass die
Schuldenbremse überdacht wird. Der BNW fordert eine
Investitionsklausel, die es ermöglicht, in Bildung, Infrastruktur
und Klimaschutz zu investieren, ohne dabei gegen die
Budgetvorschriften zu verstoßen. Dies wäre ein Schritt in die
richtige Richtung, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands



auf den internationalen Märkten zu sichern.

Die Bedeutung dieser Thematik reicht weit über die politischen
Diskussionen in Berlin hinaus. Die wirtschaftlichen Folgen
könnten auch letztlich die Menschen in den Gemeinden treffen,
die auf nachhaltige Lösungen und Arbeitsplätze angewiesen
sind. Der Wandel hin zu einer umweltfreundlicheren und
zukunftsfähigen Wirtschaft ist nicht nur notwendig, um die
Klimaziele zu erreichen, sondern auch, um zukünftige
Arbeitsplätzen in einem sich wandelnden Arbeitsmarkt zu
sichern.

Die aktuelle Situation fordert unser aller Aufmerksamkeit. Die
proaktive Auseinandersetzung mit diesen Themen könnte nicht
nur den aktuellen Herausforderungen begegnen, sondern auch
eine Perspektive für ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum
schaffen.
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Der BNW e.V. setzt sich unermüdlich für die Belange der
nachhaltigen Unternehmen und deren Einfluss auf die
Gesellschaft ein. Mit über 700 Mitgliedsunternehmen ist er ein
wichtiger Akteur im Bereich Umwelt-, Klimaschutz und soziale
Nachhaltigkeit, und steht für viele tausend Arbeitsplätze in der
gesamten Bundesrepublik.
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